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Bis heute ehrt die Stadt Saarbrücken den ehemaligen Oberbürgermeister der 
Stadt Hannes Neikes (1921 -1935) mit einer Straße und einer Turnhalle, die nach 
ihm benannt sind. Neikes hat sich um die Etablierung der nationalsozialisti-
schen Diktatur und der Verfolgung der jüdischen Minderheit und des demo-
kratischen Saarbrückens in den Jahren von 1933 bis 1935 verdient gemacht. In 
seiner Amtszeit wurde Adolf Hitler 1934 zum Ehrenbürger von Saarbrücken 
ernannt und die Verfolgung der jüdischen Bevölkerung der Stadt Saarbrücken 
eingeleitet. Diese Tatsachen sind seit etwa 20 Jahren bekannt und haben nicht 
dazu geführt, dass die Stadt Saarbrücken die Ehrung des Hitler Anhängers wi-
derrufen hätte. Durch einen Aufsatz in den „Saarbrücker Heften 119“ sind nun 
weitere Tatsachen über die Beteiligung von Neikes an der Verfolgung und De-
portation zehntausender jüdischer Männer, Frauen und Kinder als enger Mitar-
beiter von Hitlers Rüstungsminister Albert Speer in Berlin bekannt geworden. 
Darüber wird die Berliner Historikerin Susanne Willms am 15. November 2019 in 
einer Veranstaltung berichten. 
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Die von der Behörde Speers für den hauptstädtischen Ausbau Berlins seit 
Anfang 1941 veranlassten Wohnungsräumungen gegen Berliner Juden 
stürzten zehntausende Menschen in die Wohnungslosigkeit, die Quartier 
bei Freunden und Bekannten oder als Untermieter bei anderen Juden fin-
den mussten.
Seit September 1938 wollte die Behörde Speers in Wohnungen Berliner 
Juden die in innerstädtischen Abbruchvierteln räumungspflichtigen Mie-
ter unterbringen. Ab 1942 vermittelte sie Wohnungen von Juden auch 
im Rahmen der Wohnungsfürsorge von Reichsbehörden und an Speers 
sonstige wohnungssuchende Klientel aus Politik und Wirtschaft. Einen Teil 
der Wohnungsräumungen vollzog ab Mitte Oktober 1941 die Gestapo 
mit den Massendeportationen, die den Vorgaben der Speerschen Behörde 
folgten und das von ihr gegen Berliner Juden erzeugte Wohnungselend in 
die Ghettos und Vernichtungslager verschob.

Diese rassistische Wohnungsmarktpolitik entwarfen die Bürokraten der 
Speerschen Neugestaltungsbehörde unter der Leitung von abgedankten 
oder glänzende Karrieren anstrebenden Kommunalbeamten. Sie dienten 
Speer auch nach seinem Aufstieg zum Rüstungsminister, als der er sich im 
September 1942 entscheidend am Ausbau von Auschwitz zum größten 
Konzentrations- und Vernichtungslager beteiligte.
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